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Fortsetzung von Seite 22 
                           maximal eintragbare Schadstoffmenge (darge- 
                                                       stellt als CSB-Wert)  
 wobei G die Gebühr nach Abs. 1 Satz 2 ist, die tatsächlich eingetragene 
  Schadstoffmenge durch regelmäßige, zumindest vierteljährliche Mes- 
 sungen eines durch die Stadt zu beauftragenden Gutachters nach ih- 
 rem CSB-Wert zu bestimmen ist und dieser Wert bis zur nächsten Mes- 
 sung maßgeblich ist, sowie die maximal eintragbare Schadstoffmenge  
 einer Verschmutzung des Abwassers entspricht, die sich als CSB-Wert  
 von 800 mg/l darstellen lässt (Abs. 5).Die Aufwendungen für die Mes  
 sungen sind der Stadt nach Maßgabe des § 9 zu erstatten. 
(4) Soweit die Einleitung von nichthäuslichem Abwasser bei der Abwas- 
 serbeseitigung und Klärschlammentsorgung wegen erhöhter Ver- 
 schmutzung oder Schädlichkeit des Abwassers einen erheblich erhöh- 
 ten Aufwand der Stadt erfordert, wird eine erhöhte Abwassergebühr  
 nach Maßgabe der Absätze 5 bis 8 festgesetzt. 
(5) Ein erheblich erhöhter Aufwand liegt vor, wenn die Verschmutzung  
 des Abwassers, dargestellt als Chemischer Sauerstoffbedarf - CSB 
 (ermittelt aus der qualifizierten, nicht abgesetzten, homogenisierten Stichprobe 
nach DIN 38 409 - H 41) den Wert von 800 mg/l übersteigt. Die höhere Abwasser-
gebühr errechnet sich in diesem Fall nach der Formel 
  G x (0,5 x festgestellter CSB              +0,5) 
   800 
  wobei G die Abwassergebühr nach Abs. 1 Satz 2 ist. 
(6) Ein erheblich erhöhter Aufwand liegt auch dann vor, wenn die Schäd- 
 lichkeit des Abwassers durch eine oder mehrere Überschreitung(en)  
 der in § 8 Abs. 1 festgelegten Einleitungsgrenzwerte (einschließlich der  
 Frachtbegrenzungen) in der Stichprobe festgestellt wird. In diesem Fall  
 erhöht sich die Abwassergebühr nach Abs. 1 Satz 2 nach Maßgabe der  
 folgenden Tabelle: 
  Summe der Überschreitungen 
  in Prozent                      0 - 100   101 - 200   201 - 300 
  Erhöhung der Abwassergebühr      0                     10                   20 
  in Prozent 
 Für jede weitere angefangene 100 % Überschreitung erhöht 
 sich die Abwassergebühr nach  Abs. 1 Satz 2 um weitere 10 %. 
(7) Die erhöhte Abwassergebühr wird ab dem Zeitpunkt der Kontrolle für 
  die danach eingeleitete Abwassermenge erhoben, bis der Abwasserein- 
 leiter durch Maßnahmen nachweist, dass das eingeleitete Abwasser ei- 
 ne geringere Verschmutzung und/oder Schädlichkeit hat, oder dies bei 
 einer Kontrolle durch die Stadt festgestellt wird. 
(8) Bei einer einmaligen Überschreitung der Einleitungsgrenzwerte nach  
 § 8 Abs. 1 in einem Zeitraum von zwei Jahren (Störfall) kann die Stadt  
 von der Erhebung einer erhöhten Abwassergebühr absehen, wenn der 
  Abwassereinleiter dies unter Darlegung der Umstände, die zu dem  
 Störfall geführt haben, beantragt und Maßnahmen nachweist, die ein  
 wiederholtes Eintreten des Störfalles verhindern. 
(9) Gebührenmaßstab für die Einleitung in ein Havariebecken der Be- 
 handlungsanlage in der Kernstadt ist jeder Kalendertag, an dem eine  
 Benutzung eines Havariebeckens erfolgt. Die Gebühr beträgt für die  
 Einleitung nicht häuslicher Abwässer je Kalendertag 500 €, im Übrigen 
  250 € je Kalendertag. Maßgeblich ist die überwiegende Zusammenset- 
 zung der eingeleiteten Abwässer.  
§ 27 Gebührenmaßstäbe und -sätze für Schlamm aus Kleinkläranla- 
             gen und Abwasser aus Gruben 
(1) Gebührenmaßstab für das Abholen und Behandeln von Schlamm aus 
  Kleinkläranlagen und Abwasser aus Gruben ist der nach § 28 ermittel- 
 te Frischwasserverbrauch.  
 Die Gebühr beträgt für Grundstücke, die nicht an Abwasseranlagen an- 
 geschlossen sind, pro m3 Frischwasserverbrauch 0,60 €. Sofern es sich  
 um geschlossene Gruben ohne Überlauf handelt, wird eine zusätzliche 
  Gebühr ab der dritten Abholung in Höhe der der Stadt entstehenden  
 Aufwendungen erhoben.  
 Sofern nur Schmutzwasser eingeleitet und abgeholt wird, wird die zu 
  zahlende Gesamtgebühr begrenzt auf denjenigen Betrag, der sich auf 
  der Grundlage der Gebühr nach § 26 ergeben würde. Für Grundstücke, 
  die in Abwasseranlagen Schmutzwasser ohne Fäkalien einleiten, ist die 
  Gebühr mit der nach § 26 zu entrichtenden Gebühr abgegolten. 
(2) Soweit das Abholen und Behandeln von Schlamm aus Kleinkläranlage 
  und Abwasser aus Gruben im Rahmen einer zulässigen Befreiung auf  
 landwirtschaftlich genutzten Grundstücken durch die Gebühren- 
 pflichtigen sichergestellt wird, ermäßigt sich die Gebühr nach Abs. 1  
 um 0,30 € je m3 Frischwasserverbrauch. 
§ 27a) Gebührenmaßstäbe und –sätze für Leistungen nach  
§ 23 Abs. 1 d) und e) 
Gebührenmaßstab für Leistungen gemäß nach § 23 Abs. 1 Buchstaben d) und e) ist 
die Schlammmenge, gemessen in m�. Die Gebühr beträgt pro m� behandelter 
Schlammmenge nach  
 - § 23 Abs. 1 Buchstabe d) 7,00 € 
 - § 23 Abs. 1 Buchstabe e) 13,00 €. 
§ 28 Ermittlung des gebührenpflichtigen Frischwasserverbrauchs 
(1) Als gebührenpflichtiger Frischwasserverbrauch gelten alle Wassermen- 
 gen, die 
 a) aus öffentlichen Wasserversorgungsanlagen, 
 b) zum Zwecke des Gebrauchs aus anderen Anlagen (z. B. Brunnen,  
 Regenwassersammelanlagen ) und Gewässern 
 entnommen werden. 
(2) Die in Abs. 1 b) genannten Wassermengen sind durch amtlich zugelas- 
 sene Wasserzähler zu messen, sofern die Stadt nicht eine andere Er- 
 mittlung genehmigt. 
(3) Werden aus öffentlichen Wasserversorgungsanlagen entnommene  
 Wassermengen nachweislich nicht als Abwasser der Abwasseranlage  
 zugeführt, bleiben sie auf Antrag des Gebührenpflichtigen bei der Be- 
 messung der Abwassergebühren unberücksichtigt. 
 Die Menge des zurückgehaltenen Frischwassers ist vom Gebühren- 
 pflichtigen nachzuweisen: 
 a) durch das Messergebnis eines Wasserzählers, der ausschließlich die  
 zurückgehaltene Wassermenge misst. Diese Sonderwasserzähler sind  
 nach Weisung der Stadt und unter Berücksichtigung der allgemeinen 
  Versorgungsbedingungen der Stadtwerke Hünfeld GmbH mindestens  
 einen Meter hinter den für die Messung des Verbrauchs aus öffentli- 
 chen oder privaten Wasserversorgungsanlagen zu setzenden allgemei- 
 nen Wasserzählern zu installieren und müssen jederzeit durch die  
 Stadt überprüft werden können.  
 Die Grundstückseigentümer und die Abwassereinleiter haben weiter  
 gegenüber der Stadt vor Beginn des Rechnungszeitraumes schriftlich 
  zu erklären, dass durch diese Sonderwasserzähler nur solche Frisch- 
 wassermengen geleitet werden, die den Abwasseranlagen nicht zuge- 
 führt werden dürfen oder für die eine ausdrückliche Befreiung vom Be- 
 nutzungszwang erteilt ist. In dieser Erklärung ist der Verwendungs- 
 zweck dieser Frischwassermengen genau zu bezeichnen (z. B. Vieh- 
 tränkwasser, Wasser zur unmittelbaren Herstellung von Getränken).  
 Verstöße gegen diese Erklärung und gegen die Bestimmung dieses Ab- 
 satzes schließen die Anwendung des Satzes 1 für die in Frage kommen- 
 den Abrechnungszeiträume aus. 
 b) wenn eine Messung nicht möglich ist, durch nachprüfbare Unterla- 
 gen (Gutachten), die eine zuverlässige Schätzung der Wassermenge er- 
 möglichen. 
(4) Anträge auf Absetzung zurückgehaltener Frischwassermengen aus öf- 
 fentlichen Wasserversorgungsanlagen sind spätestens innerhalb eines 
  Monats nach Bekanntgabe des Gebührenbescheids zu stellen. 
(5) Anstelle der Ermittlung des gebührenpflichtigen Frischwasserver- 
 brauchs kann auf Antrag des Gebührenpflichtigen nach Genehmi- 
 gung durch die Stadt die Messung der Schmutzwassermenge durch ei- 
 nen Abwasserzähler erfolgen. Die Stadt kann bestimmen, dass die Mes- 
 sung der Schmutzwassermenge durch einen Abwasserzähler erfolgt.   
 Die Gebühr bestimmt sich in beiden Fällen dann nach der gemessenen 
  Schmutzwassermenge. 
6) Wasser- und Abwasserzähler müssen gültig geeicht oder beglaubigt  
 sein; sie werden von der Stadt verplombt, die auch die Einbaustelle  
 festlegt. Bestehen Zweifel an der Richtigkeit des Messergebnisses, sind  
 die Messeinrichtungen durch eine staatlich anerkannte Prüfstelle oder  
 die Eichbehörde zu überprüfen. Die Kosten der Überprüfung trägt der- 
 jenige, zu dessen Ungunsten die Überprüfung ausfällt. Alle Aufwen- 
 dungen für Anschaffung, Ein- und Ausbau, Unterhaltung, Eichung etc. 
  hat der Gebührenpflichtige zu tragen. 
(7) Weist ein Gebührenpflichtiger nach, dass ein Wasser-/Abwasserzähler 
  nicht richtig angezeigt hat, gilt die aufgrund vorangegangener oder 
  späterer Ablesung festgestellte Verbrauchsmenge als Grundlage für die 
  Schätzung der Abwassermenge. Die Anzeigen der Zähler gelten als  
 richtig, wenn der Unterschied zwischen ihren Anzeigen und dem  
 Durchfluss nicht mehr als +/- 5% beträgt. 
(8) Bei unerlaubtem Einleiten wird die Abwassermenge von der Stadt ge- 
 schätzt. 
§ 29 Verwaltungsgebühr 
(1) Zur Wartung, Unterhaltung, Ablesung sowie der Abrechnung eines 

  Wasser- oder Abwasserzählers, der nicht zur Messung des Frischwasser- 
 zulaufes aus der Wasserversorgungsanlage der Stadtwerke Hünfeld  
 GmbH dient (Sonderzähler), hat der Gebührenpflichtige zum Ende ei- 
 ner Abrechnungsperiode eine Verwaltungsgebühr von 18,00 € zu zah- 
 len. Für jede von Gebührenpflichtigen gewünschte Zwischenablesung 
  beträgt die Verwaltungsgebühr 6,00 €. 
(2) Für die Genehmigung der Herstellung und jeder Änderung der An- 
 schlussleitung gemäß § 4 Abs. 4 dieser Satzung wird eine Verwaltungs- 
 gebühr erhoben. Die Gebührenhöhe richtet sich nach der Verwal- 
 tungskostenordnung für den Geschäftsbereich des Hessischen Minis- 
 teriums für Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung in der jeweils 
  gültigen Fassung. Die Mindestgebühr beträgt 50,00 €. 
§ 30 Entstehen und Fälligkeit der Gebühren; öffentliche Last 
(1)  Die Gebührenpflichten für die Vorhaltung der Abwasseranlagen  
 (Grundgebühren) gemäß § 24 und § 24a entstehen  mit dem Anschluss 
  des Grundstückes an die Anschlussleitung. Sie wird als Jahresgebühr  
 durch schriftliche Bescheide festgesetzt und zu je einem Sechstel am  
 1.2., 1.4., 1.6., 1.8., 1.10. und 1.12. eines jeden Jahres fällig. Die Gebüh- 
 renpflicht gemäß § 24b entsteht mit dem Anschluss an das vorgehalte- 
 ne Havariebecken. Sie wird durch schriftliche Bescheide festgesetzt  
 und am 15. eines Monats für den Vormonat fällig. 
(2)  Die Gebührenpflicht für die Niederschlagswassereinleitung entsteht  
 mit dem Benutzen des betriebsfertigen Anschlusses des Grundstücks.  
 Sie wird als Jahresgebühr durch schriftliche Bescheide festgesetzt und  
 zu je einem Sechstel am 1.2., 1.4., 1.6., 1.8., 1.10. und 1.12. eines jeden 
  Jahres fällig. 
(3)  Die Gebührenpflicht für die Schmutzwassereinleitung entsteht mit  
 dem Benutzen des betriebsfertigen Anschlusses des Grundstücks. Sie  
 wird durch schriftliche Bescheide festgesetzt und ist einen Monat nach 
  Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. 
(4)  Die Gebührenpflicht für das Abholen und/oder  Behandeln von  
 Schlamm gemäß § 23 Abs. 1 Buchstaben c) und d)   und e) und für die  
 Verwaltungsgebühr nach § 29 entsteht mit dem Abholen oder Behan- 
 deln bzw. Ablesen oder Genehmigung. 
(5)  Die Gebühren für das Abholen und/oder Behandeln von Schlamm ge- 
 mäß § 23 Abs. 1 Buchstaben c) und d) und die Verwaltungsgebühr  
 nach § 29 werden einen Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbe- 
 scheides fällig. 
(6)  Bei Nachveranlagungen wird die Gebührenschuld einen Monat nach 
  Bekanntgabe des Bescheides fällig. 
(7)  Die grundstücksbezogenen Abwassergebühren ruhen als öffentliche  
 Last auf dem Grundstück.  
§ 30a Beauftragung Dritter bei der Gebührenerhebung 
Die Ermittlung von Berechnungsgrundlagen, die Gebührenberechnung, die Aus-
fertigung und Versendung von Gebührenbescheiden sowie die Entgegennahme 
der zu entrichtenden Gebühren zu den Gebühren gemäß § 23 Abs.1 werden von 
der beauftragten Stadtwerke Hünfeld GmbH wahrgenommen. 
§ 31 Vorauszahlungen 
Die Stadt kann auf die Gebühren nach § 30  Vorauszahlungen verlangen; diese 
orientieren sich grundsätzlich an der Gebührenhöhe des vorangegangenen Ab-
rechnungszeitraums. 
§ 32 Gebührenpflichtige 
(1) Gebührenpflichtig ist, wer im Abrechnungszeitraum  Eigentümer des  
 Grundstücks ist. Der Erbbauberechtigte ist anstelle des Grundstücksei- 
 gentümers gebührenpflichtig. 
(2) Tritt im Abrechnungszeitraum ein Wechsel im Eigentum oder Erbbau- 
 recht ein, so wird der neue Eigentümer oder Erbbauberechtigte gebüh- 
 renpflichtig mit Beginn des Monats, welcher der entsprechenden Än- 
 derung im Grundbuch folgt. 
(3) Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner. 
§ 33 Abwälzung der Kleineinleiterabgabe 
(1) Die von der Stadt an das Land zu entrichtende Abwasserabgabe für  
 Kleineinleitungen im Sinne der §§ 8, 9 Abs. 2 AbwAG und des § 9 HAb- 
 wAG wird auf die Eigentümer der Grundstücke abgewälzt, von denen 
  Schmutzwasser direkt in ein Gewässer oder in den Untergrund einge- 
 leitet wird, ohne dass das gesamte Schmutzwasser des jeweiligen  
 Grundstücks in einer Abwasserbehandlungsanlage behandelt wird, die 
  mindestens den allgemein anerkannten Regeln der Technik ent- 
 spricht. 
(2) § 30 Abs. 5 und § 32 gelten entsprechend. 
Allgemeine Mitteilungspflichten, Zutrittsrecht, Betriebsstörungen und Ord-
nungswidrigkeiten 
§ 34 Allgemeine Mitteilungspflichten 
(1) Änderungen im Grundstückseigentum bzw. Erbbaurecht sind der 
  Stadt vom bisherigen und neuen Grundstückseigentümer bzw. Erb- 
 bauberechtigten unverzüglich mitzuteilen. 
 
(2) Der Anschlussnehmer, der bauliche Veränderungen an Grundstücks- 
 entwässerungsanlagen vornehmen lassen will, hat dies der Stadt recht- 
 zeitig anzuzeigen. 
 
(3) Wer gewerbliches Abwasser oder mit gewerblichem Abwasser ver-  
 gleichbares Abwasser einleitet, hat der Stadt oder den Beauftragten der 
  Stadt alle mit der Abwasserentstehung und -fortleitung zusammen- 
 hängenden Auskünfte über Art, Menge und Entstehung des Abwassers 
  zu erteilen. Die Stadt kann verlangen, dass hierzu ein von ihr vorgege- 
 bener Fragebogen in schriftlicher Form zu beantworten ist; hierfür  
 können Fristen gesetzt werden. 
 
§ 35 Zutrittsrecht 
 
Der Anschlussnehmer hat den Bediensteten oder Beauftragten der Stadt, die sich 
auf Verlangen auszuweisen haben, den Zutritt zu den Grundstücksentwässerungs-
anlagen, Wasserverbrauchsanlagen, Wassergewinnungsanlagen, Versickerungs-
einrichtungen und Anschlussleitungen zu gestatten, soweit dies zur Prüfung der 
technischen Einrichtungen oder Wahrnehmung sonstiger Rechte und Pflichten 
nach dieser Satzung, insbesondere zum Ablesen der Messeinrichtungen, erforder-
lich ist. 
§ 36 Haftung bei Entsorgungsstörungen 
(1) Die Stadt haftet für Schäden durch Betriebsstörungen an der Abwasser- 
 anlage, sofern bei Schäden an Körper und Gesundheit Vorsatz oder 
  Fahrlässigkeit, bei anderen Schäden Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit 
  vorliegt 
(2) Für Schäden, die infolge von Naturereignissen wie Hochwasser,  
 Schneeschmelze, Wolkenbruch und dergleichen entstehen, wird von 
  der Stadt weder Schadenersatz noch Minderung der Gebühren ge- 
 währt.  
(3) Der Grundstückseigentümer haftet für alle Schäden an den städti- 
 schen Entwässerungsanlagen, die durch Verstöße gegen die Bestim- 
 mungen dieser Satzung, die darin in Bezug genommenen Vorschriften 
  oder gegen die aufgrund der Satzung erlassenen Anordnungen entste- 
 hen. Er hat die Stadt von Ersatzansprüchen Dritter freizustellen, die  
 aufgrund derartiger Schäden gegen sie geltend gemacht werden. 
(4) Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner. 
(5) Weitergehende Haftungsverpflichtungen aufgrund sonstiger gesetzli- 
 cher oder vertraglicher Bestimmungen bleiben unberührt. 
§ 37 Ordnungswidrigkeiten 
Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen 
1.   § 4 Abs. 1 ein Grundstück nicht ordnungsgemäß an die Abwasseranlage an- 
      schließt; 
2.   § 4 Abs. 2 Abwasser, das der Beseitigungspflicht unterliegt, nicht der Abwasser- 
       anlage zuführt; 
3.   § 4 Abs. 4 den Anschluss eines Grundstücks oder die Zuführung von Abwasser 
       ohne Genehmigung vornimmt; 
4.   § 5 Abs. 1 Grundstücksentwässerungsanlagen nicht nach den jeweils geltenden 
        bau- und wasserrechtlichen Vorschriften sowie den Bestimmungen des Deut- 
       schen Normenausschusses herstellt, unterhält und betreibt; 
5.   § 6 Abs. 1 Grundstückskläreinrichtungen in den dort genannten Fällen nicht 
       anlegt oder nicht ordnungsgemäß betreibt; 
6.   § 6 Abs. 2 Niederschlagswasser in die Grundstückskläreinrichtung einleitet; 
7.   § 6 Abs. 3 Schlamm aus Kleinkläranlagen sowie Abwasser aus Sammelgruben 
       nicht der Stadt überlässt; 
8.   § 6 Abs. 4 Grundstückskläreinrichtungen nicht stilllegt, sobald die Abwasser- 
       anlage die Behandlung des Abwassers sicherstellt; 
9.   § 7 Abs. 1 Abwasser einleitet, das nach dieser Bestimmung nicht eingeleitet  
       werden darf; 
10.   § 7 Abs. 2 Abfälle und die in dieser Bestimmung weiter genannten Stoffe sowie 
          Kondensate ohne Genehmigung in die Abwasseranlage einbringt; 
11.   § 7 Abs. 3 die dort genannten Anlagen an die Abwasseranlage anschließt oder 
         Kühlwasser einleitet; 
12.   § 7 Abs. 4 Anlagen zum Zurückhalten von im Abwasser enthaltenen unzulässi- 
          gen Stoffen nicht einbaut oder nicht ordnungsgemäß betreibt; 
13.   § 7 Abs. 6 Grundwasser in die Abwasseranlage einleitet; 
14.   § 8 Abs. 4 Abwasser zum Erreichen der Einleitungsgrenzwerte verdünnt; 
15.   § 8 Abs. 7 das von der Stadt auferlegte Betriebstagebuch nicht ordnungsgemäß 
          führt;

16.   § 8 Abs. 8 nicht häusliches Abwasser einleitet, das einen der in § 8 Abs. 1 und 3 
          festgelegten Einleitungsgrenzwert überschreitet; 
17.   § 9 Abs. 7 ein von der Stadt gefordertes Probenahmegerät oder selbstaufzeich- 
         nendes Messgerät nicht errichtet, nicht dauerhaft betreibt und in betriebsbe- 
         reitem Zustand hält oder den Bediensteten oder Beauftragten der Stadt den Zu- 
          gang zu den technischen Einrichtungen nicht jederzeit ermöglicht; 
18.   § 25 Abs. 2 bis 4 verankerten Mitwirkungspflichten nicht oder unzureichend  
          nachkommt; 
19.   § 34 Abs. 1 und 2 genannten Mitteilungspflichten nicht oder nicht rechtzeitig 
          nachkommt; 
20.   § 34 Abs. 3 die von der Stadt geforderten Auskünfte nicht, nicht rechtzeitig, 
          nicht vollständig, nicht in der verlangten Form oder wahrheitswidrig erteilt; 
21.   § 35 den Bediensteten oder Beauftragten der Stadt den Zutritt zu den in dieser  
          Bestimmung genannten Anlagen und Einrichtungen verweigert. 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von 5 bis 10.000 €  
 geahndet werden. Die Geldbuße soll den wirtschaftlichen Vorteil, den 
  der Täter aus der Ordnungswidrigkeit gezogen hat, übersteigen. Reicht  
 das satzungsmäßige Höchstmaß hierzu nicht aus, kann es überschrit- 
 ten werden. 
(3) Das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten in der jeweils geltenden Fas-  
 sung findet Anwendung; zuständige Verwaltungsbehörde ist der Ma- 
 gistrat. 

Anlage 1 zu § 9 
A. Kosten für Probeentnahmen und Betriebsüberprüfungen 
1. Betriebsbegehung,  
 Kontrolle von Abwasseranlagen 
 - nach Zeitaufwand  
 einschl. Fahrtkosten  pro Stunde  50,00 € 
2. Entnahme von Stichproben  
 einschl. pH-Wert und  
 Temperaturmessung  pro Probe  10,00 € 
3 Alternativangebot für  
 „qualifizierte Stichprobe“ pro Probe  15,00 € 
4. Entnahme von Mischproben 
 (2 Stunden)  pro Probe  30,00 €   
B) Untersuchungskosten für Analysen 
1. Physikalische Parameter: 
1.1 Absetzbare Stoffe 
 Schlammartige und feste  
 Stoffe aus industriellen  
 Abwasservorbehandlungs- 
 anlagen (z. B. Neutralisations-  
 Entgiftungs-Anlagen)  pro Analyse 10,00 € 
1.2 Abwassermengenmessung nach Aufwand              nach Aufwand 
2. Organische Stoffe und Summenparameter 
2.1 CSB (Chemischer Sauerstoffbedarf  
 nach DIN 38409 bzw. DEV-H41) pro Analyse 20,00 € 
2.2 BSB5 (biologischer Sauerstoff- 
 parameter nach DEV- H 51) pro Analyse 20,00 € 
2.3 TOC   pro Analyse 20,00 € 
2.4 AOX   pro Analyse 40,00 € 
2.4 Kohlenwasserstoff (nach  
 DIN bzw. DEV-H 18)  pro Analyse 25,00 € 
2.5 Lipophile Stoffe (nach DIN 
 bzw. DEV-H 17)  pro Analyse 30,00 € 
2.6 Organische Lösungsmittel  
 (qualitativ)   pro Analyse 50,00 € 
2.7 Halogenierte Kohlen- 
 wasserstoffe (CKW, FKW)  pro Analyse 30,00 € 
2.8 PAK   pro Analyse  60,00 € 
2.9 Phenole (Phenolindex) pro Analyse 20,00 € 
2.10 Fischgiftigkeit  pro Analyse 40,00 € 
2.11 pH-Wert   pro Analyse 5,00 € 
2.12 Elektrische Leitfähigkeit pro Analyse 5,00 € 
3. Anorganische Stoffe (Kationen / Anionen) 
3.1 Schwermetalle (für Permeat) pro Analyse 8,00 € 
3.2.1 Ammonium (n. DEV–E5 -1) pro Analyse 10,00 € 
3.2.2 Ammonium (n. DEV–E5 –2) pro Analyse 15,00 € 
3.3 Nitrit (n. DEV-D10)  pro Analyse 10,00 € 
3.4.1 Nitrat (n. DEV-D9-2)  pro Analyse 10,00 € 
3.4.2 Nitrat (n. DEV-D9-3)  pro Analyse 10,00 € 
3.5 Gesamtstickstoff (n. DEV-H12) pro Analyse 25,00 € 
3.6 Org. gebundener Stickstoff pro Analyse 20,00 € 
3.7.1 Ortho-Phosphat  pro Analyse 10,00 € 
3.7.2 Gesamt-Phosphat  pro Analyse 12,00 € 
3.8 Cyanide (gesamt)  pro Analyse 15,00 €   
3.9 Sulfate   pro Analyse 15,00 €   
3.10 Fluoride   pro Analyse 12,00 €   
3.11 Sonstige photometrische  
 Analysen   pro Analyse 14,00 € 
3.12 Benzol   pro Analyse 30,00 €   

Öffentliche Bekanntmachung 
Sitzung des Ortsbeirates Großenbach 

Sitzungstermin: Dienstag, 08.05.2018, 20:00 Uhr 
Raum, Ort: Kombinationsgebäude Großenbach, Haselstraße 3,  
  36088 Hünfeld 
Tagesordnung 
1. Haushalt 2019  
2. Gestaltung Ortseingangstafel  
3. Bericht der Ortsvorsteherin  
4. Verschiedenes 
  
gez. Margit Diegmüller, Ortsvorsteherin

Öffentliche Bekanntmachung 
Sitzung des Ortsbeirates Rudolphshan 

Sitzungstermin: Freitag, 04.05.2018, 20:00 Uhr 
Raum, Ort: Bürgerhaus Rudolpshan, Sebastianstraße 16,  
  36088 Hünfeld 
Tagesordnung 
1. Haushaltsplanung ab 2019  
2. Unterhaltungsarbeiten an Wirtschaftswegen einschließlich  
 Grabenräumung  
3. Verschiedenes 
 
gez. Hermann Weber, Ortsvorsteher

Öffentliche Bekanntmachung 
Sitzung des Ortsbeirates Oberfeld 

Sitzungstermin: Sonntag, 06.05.2018, 10:00 Uhr 
Raum, Ort: Bürgerhaus Oberfeld, Im Eichsfeld 16, 36088 Hünfeld 
Tagesordnung 
1. Haushaltsplanung 2019  
2. Gestaltung Platz Wiegehäuschen  
3. Verschiedenes 
  
gez. Reinhold Jordan, Ortsvorsteher

Öffentliche Bekanntmachung 
Sitzung des Ortsbeirates Rückers 

Sitzungstermin: Donnerstag, 03.05.2018, 20:00 Uhr 
Raum, Ort: Bürgerhaus Rückers, Ölgasse 5, 36088 Hünfeld 
Tagesordnung 
1. Begüßung durch den Ortsvorsteher  
2. Besprechung der Antworten zu den Protokollen der vorangegangenen 
 Ortsbeiratssitzungen  
3. Beratungen zu notwendigen Maßnahmen für den Ortsteil Rückers im  
 Rahmen der Haushaltplanung 2019  
4. Unterhaltungsarbeiten an Wirtschaftswegen einschl.  
 Grabenunterhaltung  
5. Verschiedenes  
gez. Alexander Gradl, Ortsvorsteher

04.05., 80. Geb., Egbert Möller, Stallbergstraße 14, Hünfeld 
07.05., 85. Geb., Dorthea Scheil, Bodelschwinghstraße 37, Hünfeld 
07.05., 80. Geb., Herbert Kaulfuß, Wartburgring 36, Hünfeld 
08.05., 80. Geb., Irene Stein, Soisbergstraße 1, Hünfeld 
09.05., 80. Geb., Pater Klaus Söhnel, Klosterstraße 5, Hünfeld  


